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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 132/67/EWG zur Festlegung der Grundregeln 
für die Intervention bei Getreide. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. . 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 132/67/EWG zur Festlegung 
der Grundregeln für die Intervention bei Getreide 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2463/69^), ins- 
besondere auf Artikel 7 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

ln Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) der Verord- 
nung Nr. 132/67/ EWG des Rates vom 13. Juni 1967 
zur Festlegung der Grundregeln für die Intervention 
bei Getreide ist vorgesehen, daß der Absatz von 
Getreide aus den Beständen der Interventionsstellen 
auf dem Markt auf der Grundlage von Preisbedin- 
gungen erfolgt, die vor Beginn des Wirtschaftsjahres 
festgelegt werden. Wie die Erfahrung gezeigt hat, 
ist die Tatsache, daß die Preisbedingungen im Laufe 
des Wirtschaftsjahres nicht geändert werden kön- 
nen, unter Umständen ein schwerwiegender Nach- 
teil, der den Absatz des im Besitz der Interventions- 
stelle befindlichen Getreides verhindert, zumal sich 
die zu Beginn des Wirtschaftsjahres bestehenden 
Marktverhältnisse in dessen Verlauf vollkommen ge- 
ändert haben können. Ungeachtet der Notwendig- 
keit, die Preisbedingungen für den Absatz des im 


Besitz der Interventionsstelle befindlichen Getreides 
auf dem Markt vor Beginn des Wirtschaftsjahres 
bekanntzugeben, ist daher die Möglichkeit einer 
Änderung dieser Bedingungen vorzusehen, wenn 
dies für den Abbau der Interventionsbestände erfor- 
derlich ist, ohne daß dadurch jedoch das Gleich- 
gewicht des Marktes gefährdet wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung Nr. 
132/67/EWG wird wie folgt ergänzt: 

„Bei drohenden Störungen auf dem Getreidemarkt 
der Gemeinschaft können diese Preisbedingungen 
jedoch im Laufe des Wirtschaftsjahres geändert wer- 
den oder in Anwendung der gemeinsamen Markt- 
organisation." 

I Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
1 Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
I Gemeinschaften in Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
' lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschatfen Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2364/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Bei den Erörterungen im Rat vor und nach dem 
Erlaß der Verordnung Nr. 120/ 67/EWG vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide war es für erforderlich erachtet worden, 
die Preisbedingungen für den Absatz von Getreide 
aus den Bestanden der Interventionsstellen im vor- 
aus für die gesamte Dauer des Getreidewirtschafts- 
jahres festzulegen. Auf diese Weise sollten die 
Berufskreise über die für das gesamte Wirtschafts- 
jahr geltenden Preisbedingungen unterrichtet und 
jede Ungewißheit über die Preisbedingungen für 
den Absatz auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft 
beseitigt werden. 

In Artikel 3 der Verordnung Nr. 132/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 zur Festlegung der Grund- 
regeln für die Intervention bei Getreide wurde 
daher vorgesehen, daß der Absatz von Getreide aus 
den Bestanden der Interventionsstellen auf der 
Grundlage von Preisbedingungen erfolgt, die vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres festgelegt werden. 

Die seit dem 1. Juli 1967 gemachten Erfahrungen 
beim Absatz des Getreides auf dem Markt durch 
die Interventionsstellen haben gezeigt, daß die Ent- 
wicklung der Marktlage bei Getreide und insbeson- 
dere bei Roggen nicht den vor Beginn des Wirt- 
schaftsjahres aufgestellten wirtschaftlichen Voraus- 
schätzungen entspricht und daß folglich eine erneute 
Prüfung der Lage im Laufe des Wirtschaftsjahres in 
ganz bestimmten Fällen eine Änderung der vor Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres festgelegten Preisbedin- 
gungen erforderlich erscheinen lassen kann. 

Das Verfahren der Verwaltungsausschüsse bietet im 
übrigen jede Gewähr, daß bei etwaigen Änderungen 
allen beteiligten Interessen Rechnung getragen wird. 

Da die oben erläuterten Gründe fortbestehen, muß 
die Kommission daher in der Lage sein, im Laufe 
des Wirtschaftsjahres die für den Absatz von Ge- 
treide aus den Beständen der Interventionsstelle 
festgesetzten Preisbindungen zu ändern. 

Hierzu muß die Verordnung Nr, 132/67/EWG in der 
Weise geändert werden, daß im Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a) die notwendige Befugnis vorgesehen 
wird. Dies ist der Gegenstand des einzigen Artikels 
dieser Verordnung. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2364/67 
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